
von Claudia Sorger, SLP-Wien 

Die Regierung hat sich vorgenommen, in den näch-
sten Jahren Milliarden einzusparen, um das Budget-
defizit zu senk en. Finanzminister Pröll lässt sic h im
Jahr der Landtag swahlen – St eiermark, Burgenland
und Wien – bislang nicht auf konkrete Sparpläne fest-
legen. Aber die diskutierten Vorschläge wie weitere
Privatisierungen und Einsparungen bei Sozialleistun-
gen zeigen, in welche Richtung es geht:Bezahlen wer-
den nicht jene, die die K rise verursacht haben, son-
dern diejenigen, die schon bisher zu wenig hatten.

Frauen in der Krise 

Waren von der Wirtschaftskrise zu Beginn vor allem
die männerdominierten Branchen Autoindustrie und
Bauwirtschaft bet roffen, steigt jetzt die F rauenar-
beitslosigkeit dur ch die Auswirkungen der K rise in
Handel und Tourismus. Darüber hinaus werden im-
mer mehr von Frauen besetzte Arbeitsplätze in atypi-
sche Besc häftigungsverhältnisse umgewandelt. 70
Prozent der freien DienstnehmerInnen sind weiblich
und der Anteil der weiblichen Niedriglohn-Teilzeitar-
beitsplätze steigt weiterhin.

Die kommenden Einsparungen werden 
insbesondere Frauen treffen, ...

... da sie durch die best ehenden Lohn- und Besitz-
verhältnisse über weniger finanzielle Ressourcen ver-
fügen und in größerem Ausmaß auf Sozialleistungen
angewiesen sind. 568.000 Frauen in Öst erreich (das
entspricht einem Anteil von 13%) sind laut jüngsten
Daten der Statistik Austria v on E inkommensarmut
betroffen. Knapp die Hälfte davon lebt in akuter Ar-
mut und damit mit massi ven E inschränkungen in
zentralen Lebensbereichen. Geringe Erwerbseinkom-
men ziehen zudem geringere Leistungen aus Arbeits-
losenversicherung und P ensionsversicherung nac h
sich.

Das bestehende Sozialsystem 
benachteiligt insbesondere Frauen, ...

... da Leistungen wie Sozialhilfe und N otstandhilfe
vom Partnereinkommen abhängig sind.Die Arbeiter-
kammer hat durch mehrere Klagen bei den Höc hst-
gerichten versucht, die Anrechnung des P artnerein-
kommens auf die Notstandshilfe zu bekämpfen, bis-
her allerdings ohne Erfolg. Da zu fast 90 Prozent Frau-
en von dieser Regelung betroffen sind, werden Frau-
en dadurch eindeutig diskriminiert. Auf die groß an-
gekündigte M indestsicherung, die im Sept ember
2010 in Kraft treten soll, können Menschen, die von
Armut gefährdet sind, auch nicht zählen. Diese  wur-
de um 15 P rozent gekürzt und soll statt, wie ur-
sprünglich beworben, 14mal nur noch 12mal ausge-
zahlt w erden. Bei einem Bet rag v on monatlic h 733
Euro 12 mal im Jahr liegt diese „Sicherung“ dann um
2.148 Euro unter der EU-Armutsgrenze! 

Gewalt gegen Frauen 

Aber nicht nur in der ökonomischen Lebensgrund-
lage macht sich die K rise bei F rauen bemer kt. Ein-
richtungen, die F rauen n ach G ewalterfahrungen
unterstützen, wie beispielsweise Gewaltschutzzentren
oder F rauenhäuser, berichteten im Z uge der Wirt-
schaftskrise von einem Anstieg der Fälle v on häus-
licher G ewalt. Im J ahr 2 009 w urden i n Ö sterreich
mehr als 14.000 Gewaltopfer betreut, im Jahr 2001
waren es noch knapp 5000.

Gleichzeitig gibt es Anzeichen, dass bei eben diesen
Unterstützungsstrukturen, die ohnehin sc hon zu ei-
nem großen Teil auf dem hohen Selbstausbeutungs-
grad der beschäftigten Frauen beruhen, der Sparstift
angesetzt w ird. So plant e die Salzburger Landes-
hauptfrau Burgstaller die St reichung der Subventio-
nen für das F rauenhaus in H allein um somit eine
Schließung zu erreichen (Vorwärts berichtete). Argu-
mentiert wurde mit schwankenden Auslastungszah-
len. Im F rauenhaus H allein war die Auslastung im

Jahr 2008 zwar v ergleichsweise sc hwächer. Jedoch
stieg der der Anteil an Hilfe suchenden Frauen schon
im darauf folgenden Jahr 2009 um 40 Prozent. Grund
ist auch die Wirtschaftkrise, von der der Tennengau
überdurchschnittlich betroffen ist. Es war nur den
lautstarken P rotestaktionen v on Besc häftigten und
Betroffenen zu v erdanken dass B urgstaller „nur“
mehr eine Kürzung der Subventionen verordnete.
Hätte sie ihre ursprünglichen Pläne durchgesetzt, wä-
re sie die erste Sozialdemokratin gewesen die für die
Schließung eines Frauenhauses verantwortlich gewe-
sen wäre. Was für ein Wechsel: 1978 wurde auf Initi-
ative der Sozialdemokratin Johanna Dohnal das erste
Frauenhauses eröfnet. Fix ist hingegen, dass der Ver-
ein Tara in Graz keine Förderung vom Justizministe-
rium für Prozessbegleitung mehr erhalten wird. Tara
bietet seit 25 J ahren Ber atung und Beg leitung für
Frauen an, die von sexueller Gewalt bet roffen sind.
Begründet wurde die Kürzung mit einer „Neustruk-
turierung“, die die bet roffenen F rauen damit k on-
frontiert, sich nach monatelanger psychosozialer Be-
treuung eine neue Prozessbegleitung suchen zu müs-
sen.

Gemeinsam Widerstand organisieren! 

Kampfansagen gegen die Kürzungen und damit ei-
ne weitere Schlechterstellung von Frauen waren bis-
lang weder von ÖGB noch von der Frauenministerin
(ohne eigenes Ressort!) zu vernehmen. Die Mittel für
Bankenhilfspakete werden mit dem Geld der Lohnab-
hängigen finanziert. 10 Milliarden sind im aktuellen
Budget für die Finanzmarktstabilität vorgesehen. Das
Geld f ehlt f ür e ine a ngemessene M indestsicherung,
für qualitätvolle Bildung, Gesundheit, Pflege, Kinder-
betreuung, öffentlichen Verkehr und Fraueneinrich-
tungen. Wir fordern 10 M illiarden für B ildung und
Soziales. Damit wir nicht in den nächsten Jahren die
Folgen der Krise ausbaden, müssen wir uns gemein-
sam organisieren und für eine neue Partei von Arbei-
terInnen und Jugendlichen eintreten!
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Österreich 

SPÖ: An Taten messen!
Der vermeintliche Sc hwenk

Richtung demokratischer Ein-
bindung der Betroffenen kann
nicht über die Entw icklungen
der SPÖ hinwegtäuschen. Ge-
rade im J ahr der Wiener Ge-
meinderatswahlen st ellst sic h
die F rage nac h der R olle und
Verantwortung der SPÖ für
Sozialabbau und Rassism us.
Wir nehmen die P olitik d er
SPÖ unter die Lupe. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

& Gewerkschaft
Türkei: Wochenlanger
Streik bei “Tekel”

Beim ehemals staatlic hen
türkischen Konzern “Tekel”
wird seit Wochen gestreikt. Die
ArbeiterInnen reagieren damit
auf Versuche, die W erke zu
schließen. Es geht um Er halt
der Arbeitsplätze und von Kol-
lektivverträgen. Seite 3

Schwerpunkt 

8. März: Frauenbefreiung 
und Sozialismus

Der Kampf für eine sozialisti-
sche Gesellsc haftsordnung ist
historisch und inhaltlic h eng
mit dem Kampf um Frauenbe-
freiung v erbunden. Im
Schwerpunkt w ird der Bogen
von der Rolle der Frau im Ka-
pitalismus zum Kampf für das
Recht auf Schwangerschaftsab-
bruch gespannt. Seiten 4/5

Internationales

Ungarn: Rechtsextreme
am Vormasch

In U ngarn b efinden s ich
rechtsextreme Gruppen in der
Offensive. Wachsende Zustim-
mung bei Wahlen und auch
international beachtete A uf-
märsche sind Ausdruck dieser
Entwicklung.Aber warum sind
Ungarns Rechte im Aufwand?

Seite 7
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Wir fordern:

10.000.000.000
für Bildung & Soziales!

Krise ist nicht vorbei –
Regierung rüstet zu 
Generalangriffen!
Frauen besonders von
geplanter Sozial-
abbauwelle betroffen!



von Antonia Kreissl, SLP-Wien

Ist eine F rau mit K opftuch ein unt erdrücktes
Wesen? Oder ist eine F rau, die nic ht mehr ihr e
Tradition und K ultur mit ihr er Kleidu ng zeigen
darf, aller Bürger rechte ber aubt? E ine F rau ist
dann unt erdrückt und  r echtlos, wenn sie nic ht
gleich behandelt w ird wie ihre Brüder, Ehemän-
ner, Cousins. Aber auch wenn sie nicht zur Schu-
le oder U niversität gehen darf: Sei es w eil es ihr
Männer und/oder der Staat v erbieten - z.B . weil
sie ein Kopftuch trägt.

Das Kopftuch ist nicht das zentrale Problem

Diskriminierung v on F rauen mit M igrations-
hintergrund hat in Öst erreich viele Facetten: Sie
beginnt bei Gesetzen, die es solchen Frauen ver-
weigern, legal einer Beschäftigung nachzugehen.
Sie geht weiter über ein Bildungssystem, welches
gerade für junge Migrantinnen oftmals nicht ein-
mal zum Hauptschulabschluss führt. Und sie en-
det bei der al ltäglichen Hetze und Diskr iminie-
rung – den Vorurteilen und Feindbildern, die von
FPÖ, Medien und Co. bewußt in die Gesellschaft
eingepflanzt w erden. Vor a llem d ie z weite u nd

dritte Generation von MigrantInnen beantwortet
diese Z uständende m it d emonstrativer U nter-
streichung i hrer “eigenen I dentität”; bzw. dem
was dafür gehalten wird. In der Zeitung “Biber”
meint e ine j unge F rau d azu: “Der E ntschluss,
mich v erhüllt zu z eigen kam über N acht. Ich
wollte ein K opftuch t ragen. Es war der inner e
Drang, Menschen zu bew eisen, dass eine K opf-
tuchträgerin nic ht aut omatisch ein w illenloses
Geschöpf ist (…) Ich beschloss, mich mit den ge-
hänselten F rauen und Mädc hen zu solidar isie-
ren.”

Viele Optionen für Frauenrechte zu intervenieren 

Trotzdem wird ein simples „Verbot“, das Kopf-
tuch zu tragen, von vielen immer noch als geeig-
netes M ittel er achtet, um die Emanzipation der
Frau voranzutreiben. In Frankreich, einem Staat,
der sich zugute hält, Religion von sich fernzuhal-
ten, ist das K opftuch in öffentlic hen Gebäuden,
also auch Schulen verboten. Doch selbst dort, wo
das Kopftuch ein aufgezwungenes S ymbol einer
„radikalen r eligiösen P raxis“ ist, bedeutet das
nichts anderes, als dass den betroffenen Frauen
der Zugang zur Bildung erschwert wird. Wir mei-

nen: Wenn der Staat es ernst meinen würde, hät-
te er g anz andere Optionen, gegen Diskr iminie-
rung v orzugehen. Z.B. durch die Abschaffung
diskriminierender Gesetz e oder die E inführung
einer gemeinsamen Schule aller 6-18jährigen!

Kopftuchnadeln als Problem 
für Frauenbeschäftigung? 

So manches Argument, das sich für ein Verbot
des K opftuchs a usspricht, wirkt p lump u nd lä-
cherlich. „Ich wür de ihr er klären, dass sie bei-
spielsweise keine Chancen auf dem Arbeitsmarkt
haben.“, erklärt SP -Frauenministerin H einisch-
Hosek im P rofil Interview im F ebruar 2010, da-
zu, womit sie v or der islamisc hen Glaubensge-
meinschaft ein eventuelles Kopftuchverbot argu-
mentieren wür de. Liegt das dar an, dass v er-
schleierte Frauen wirklich, so Heinisch-Hosek ei-
ne Gefahr darstellen, wenn Nadeln von den Kopf-
tüchern von Fließbandarbeiterinnen in Lebens-
mittel fallen? Bestenfalls steckt hinter solchen Be-
hauptungen komplette Ahn ungslosigkeit. Denn
die K opfbedeckung i st i n d en m eisten L ebens-
mittelbetrieben in Österreich ohnehin Pflicht.
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Wer braucht einen
Bundespräsidenten?

Am 25. April findet die Wahl
zum österreichischen Bundes-
präsidenten statt. Das „höch-
ste Amt im Staat“ w ird in ei-
ner direkten Wahl „vom Volk“
gewählt. Entschieden wird,
wer in den nächsten sechs Jah-
ren mit einem stattlichen Jah-
reseinkommen von 320.000,–
Euro Öst erreich r epräsentie-
ren darf. Die Wahl selbst wird
wenig spannend. Es wird kei-
ne wählbaren KandidatInnen
geben. Die meisten Parteien
stellen k eine eigenen K andi-
datInnen auf. Die FPÖ w ird
die ult rarechte Bar bara R o-
senkranz ins R ennen sc hic-
ken. Dass R osenkranz e ine
Frau ist, macht sie um nic hts
politisch sy mpathischer oder
wählbarer. Sie h at -  g enauso-
wenig w ie d er d och-nicht-
Kandidat Strache - k eine reale
Chance, in die Hofburg einzu-
ziehen. Deswegen Fisc her zu
wählen, ist also kein Argument.
Fischer ist im best en Fall farb-
los. Er z eichnet sic h dur ch
staatstragendes Schweigen aus.
Er identifizier t sic h der artig
mit d er R olle d es „Repräsen-
tanten Österreichs“, dass er po-
litische P ositionierungen v er-
meidet, wo es n ur geht. Und
findet positi ve oder r elativie-
rende Worte über r echte Het-
zer w ie Haider oder sogar die
Nazi-Südtirol-Bomber.

Weg damit!

Am 25.April stellt sich eigent-
lich die Frage: Wozu gibt es die-
ses Amt überhaupt? Was ist der
Zweck dieser ganzen „Gipfelge-
spräche“, dieser T reffen v on
Staatsmännern (und manc h-
mal Staatsfr auen)? Das Amt
des Bundespräsidenten ist w ie
keine andere öffentliche Funk-
tion mit autoritären Vollmach-
ten und P rivilegien ausgestat-
tet: Er/Sie ist Staatsober haupt,
OberbefehlshaberIn des H ee-
res, kann den Nationalrat auf-
lösen, die B undesregierung
entlassen und mitt els N otver-
ordnungen her rschen. Das
sind quasi diktatorische Rech-
te. Dieses Amt ist das undemo-
kratischste Element der bür-
gerlichen Demokratie, die ins-
gesamt darauf aufbaut, uns zu
entmündigen. Denn unsere de-
mokratischen R echte be-
schränken sic h im w esent-
lichen auf ein Kreuz alle paar
Jahre. Wir können die von uns
Gewählten aber nicht kontrol-
lieren, nicht ab wählen, nicht
durch Bessere ersetzen. Wir ha-
ben noc h nic ht einmal das
Recht zu erfahr en, was sie ge-
nau machen, das meiste findet
unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit statt. Einmal gewählt,
können sie tun und lassen, was
sie w ollen. Und das ist meist
nichts Gutes. Das Amt des/der
BundespräsidentIn ist also
mehr als entbehrlich.

Der Standpunkt

von Sonja Grusch, SLP-Wien

Dohnal wur de v on v ielen
auch außerhalb der Sozialde-
mokratie mit einer streitba-
ren, kompromisslosen Politik
identifiziert, die nic ht ber eit
war, aus taktisc hen Überle-
gungen faule Kompromisse zu
schließen. Heute g ilt w ohl
eher „S“ehr „P“ragmatisch…
2010 ist ein Wahljahr und die
SPÖ versucht als Ausweg aus
ihrer Krise ein bisschen „sozi-
al“ zu erscheinen. Das ist
Wahltaktik. Entscheidend ist
die praktische Politik. Und je-
ne der SPÖ ist neoliberal, setzt
die U mverteilung v on unt en
nach oben for t. Sie ist r assi-
stisch und in ihrer Praxis frau-
enfeindlich. Da kann auc h
keine Rhet orik darüber hin-
wegtäuschen.

Das Volk wird nur bei 
Nebenfragen befragt

In Wien feiert sich die SPÖ
für die Volksbefragung. Die
Teilnahme v on r und 37%
zeigt, dass w enn M enschen
die Mög lichkeit bek ommen,
sie an einem Mitwirken inter-
essiert sind. Die Fragen aller-
dings, zu denen die Meinung
der W ienerInnen eingeholt
wurde, sind Nebenschauplät-
ze. Eine Viertelmillion Men-
schen sind in Wien armutsge-
fährdet, v.a. Frauen. Auf jede
offene Stelle kommen 16 Be-
werberInnen. 11.500 Jugend-
liche sind in Wien arbeitslos.
17% der Menschen, die einen
Job haben, verdienen weniger
als 1000,–/M onat. Sie sind
damit sogenannte „ Working
Poor“, also M enschen, die
trotz Vollzeitjob zu wenig für
ein menschenwürdiges Leben
verdienen. Auch das in erster
Linie Frauen. Die Gemeinde
Wien, die über die Geme in-
debediensteten und die di-
versen v orgelagerten U nter-
nehmen A rbeitgeber für
Zehntausende ist,hat enorme

Möglichkeiten. Sie könnt e
die Arbeitszeit verkürzen und
im öffentlichen Dienst einen
Mindestlohn v on 1.200,–
netto einführen. Sie könnte
klar mac hen, dass sie sic h
nicht am Diktat der leer en
Kassen orientiert, sondern an
dem, was Menschen tatsäch-
lich br auchen. Stattdessen
stellt die Gemeinde Wien
selbst immer mehr Menschen
in pr ekären Besc häftigungs-
verhältnissen an. Die SPÖ ist
in Wien dafür v erantwort-
lich, dass große Bereiche aus-
gegliedert werden – und da-
mit d er G esundheits- u nd
Sozialbereich w eitgehend
„kostendeckend“ ar beiten
muss. Was er höhten Dr uck
und Ausbeutung der Beschäf-
tigten und Verschlechterun-
gen f ür d ie K ranken u nd
Hilfsbedürftigen bedeutet.

Sparstift à la SPÖ

Wenn Faymann sich dafür
stark mac ht, dass auc h die
Banken einen Beit rag leisten,
dann ist das k ein Links-
schwenk. Bürgerliche P oliti-
kerInnen überlegen int erna-
tional derartige Maßnahmen.
Um des so zialen F riedens
willen wollen bürgerliche Po-
litikerInnen v on O bama bis
Faymann M inimalbeiträge
von den Banken einheben, die
sich im Null-Komma-Bereich
abspielen. Gleichzeitig betrei-
ben SPÖ-P olitikerInnen auf
allen Ebenen weiterhin neoli-
berale Politik (auch wenn sie
den Beg riff selbst anpr an-
gern). In Salzburg kürzt die
SP-Landeshauptfrau B urg-
staller die S ubventionen für
ein Frauenhaus. Ganze Abtei-
lungen w erden in K ranken-
häusern geschlossen und den
öffentlich Bedienst eten eine
Nulllohnrunde v erordnet. In
der Steiermark wurde be-
kannt, dass die SPÖ plant,den
Haushalt ab 2011 – also nac h
den Wahlen – um 25% zu kür-

zen. Der zu 75% im Landesbe-
sitz befind liche Energ iekon-
zern EStAG hat seit 2005 fünf-
mal die Preise erhöht, was ins-
besondere H aushalte sc hwer
belastet.

Auf Bundesebene diffamie-
ren SPÖ-U nterrichtsministe-
rin und SPÖ-B undeskanzler
die L ehrerInnen de fac to als
faul und überbezahlt. Und in
der Steiermark wird per Lan-

desgesetz die Arbeitszeit für
die – v orwiegend w eiblichen
und ohnehin mies bezahlten –
KindergartenpädagogInnen
und -helferInnen – verlängert
und das Dienst recht v er-
schlechtert.

Die SPÖ-Politik unterschei-
det sich also in ihrer Praxis
kaum v on jener der ander en
Parteien. Denn auch was Po-
stenschacher, Privilegien und

v.a. was rassistische Politik an-
geht spielt die SPÖ in dersel-
ben Liga. Kein r assistisches
Gesetz der letzten Periode,
dass die SPÖ nic ht mitbe-
schlossen hat – sogar als sie in
der Opposition war . Das „S“
in SPÖ hat mit sozial oder gar
sozialistisch läng st nic hts
mehr zu tun – w ohl eher mit
„Schein“ und „Sparpolitik“.

SPÖ: An ihren Taten sollst Du sie messen

Das Kopftuch: Heuchlerische Debatte!

Mit dem Tod von Johanna Dohnal ist der SPÖ eines der letzten Argumente 
abhanden gekommen, sie zu unterstützen.

von Sonja Grusch,
SLP-Bundessprecherin

Oder: Wo die wahren Problem liegen
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von Karin Wottawa, SLP-Wien

Durch das v erpflichtende K indergartenjahr
für Fünfjährige ab Herbst 2010 müssen allein in
Wien für 800 Kinder zusätzlich 40 Gruppen in
Gemeindekindergärten eröffnet werden. Das
bedeutet, dass die Beschäftigtenzahl – auch mit
dem derzeitigen zu geringen Personalschlüssel
- massiv erhöht werden muss. Das setzt die Ge-
meinde unt er Druck. Und im Herbst stehen
Wahlen an. Und es gab 2009 massive Proteste.

Proteste bewirken etwas

Vor diesem Hintergrund gibt es Verbesserun-
gen: höhere Gehält er (Spr ung in ein ander es
Gehaltsschema) bzw . Einstiegsgehälter, fünf
zusätzliche Urlaubstage oder eine Zahlung von
800,-. Mehr Vorbereitungsstunden bzw. Abgel-
tung der Überstunden bis neues Personal ein-
gestellt ist, Zulage und Aufstiegsregelung für
AssistentInnen sowie die Er höhung der Kanz-
leistunden für Leiterinnen. Aber: in der Praxis
happert es mit der Umsetzung, die Beschäftig-
ten sind zu Recht skeptisch. Und: die Verbesse-
rungen gelten nicht für die Beschäftigten in pri-
vaten Kindergärten. Immer noch fehlt der ge-
meinsame K ollektivvertrag. Das könnt e auc h
zu einer bloßen Verschiebung der Arbeitskräf-
te führen, was das Problem nicht löst.

Die K olleginnen und die w enigen K ollegen
der K indergärten h aben g ezeigt, wie ma n's
macht. Mit Demonst rationen, Flashmobs,
Selbstorganisierung und Kundgebungen haben
sie auf die Probleme in den K indergärten auf-
merksam gemacht und für Verbesserungen ge-
kämpft – sowohl GemeindekindergärtnerIn-
nen als auch Privatangestellte.

Aber, sowohl die GdG (für die Kindergärtner-
Innen der Gemeinde Wien) als auc h die GPA
(für die KindergärtnerInnen in privaten Träge-
rorganisationen) waren mehr Get riebene und
sind auf einen Zug aufgesprungen. Sie haben
aber ihre sehr gute Verhandlungsposition nicht

genutzt. Die g roße Z ahl an zusätzlic h unbe-
dingt n otwendigen P ädagogInnen s ind e ine
sehr gute Ausgangslage für GdG und GPA weit-
gehendere Forderungen für die KollegInnen zu
erkämpfen. Mit den v ielen kämpferischen In-
itiativen b ei d en K indergärtnerInnen w äre e s
absolut mög lich gew esen, deren Forderungen
durchzusetzen.

Denn es krankt an allen Ecken und Enden

Die massivsten Probleme liegen in der Bezah-
lung, im akuten Personalmangel, in zu wenig
Vorbereitungs- bzw. Reflexionszeit und in der
direkten Arbeit: es ist zu wenig Zeit für indivi-
duelle Förderung und Betreuung, es gibt wenig
Raum für Entwicklung. Das liegt nicht am Per-
sonal an sich, sondern an den Bedingungen, die
man i m p ädagogischen Alltag w iederfindet.
Die Forderungen sind klar – eine umfassende
Verbesserung d er I st-Situation i n a llen B erei-
chen und als weitere Forderung die Ausbildung
zur KleinkindpädagogI n auf universitärem
bzw. Fachhochschulniveau. Höhere Lo hnfor-
derungen zu s tellen, den Personalschlüssel zu
erhöhen und dur ch einen Z usammenschluss
öffentlich Bediensteter und pr ivat angestellter
KindergärtnerInnen e in e inheitliches D ienst-
recht zu er reichen und einen K ollektivvertrag
für alle KleinkindpädagogInnen zu erkämpfen,
ist dr ingend notwendig und hätt e in der mo-
mentanen Situation sehr gute Chancen.

MÄRZ 2010      NR. 187 BETRIEB & GEWERKSCHAFT 3

Zur Schwarzarbeit gezwungen
von Lila Ramharter, SLP-Wien

Die Zahl der MigrantInnen, die in Österreich
illegal beschäftigt sind, kann man nicht genau
nennen. Laut unt erschiedlichen Studien be-
wegt sie sich zwischen 70 000 und 150 000, da-
von die meisten im Haushaltsdienstleistungs-
sektor und im Pflegebereich. Die Sozialökono-
mische Forschungsstelle schätzt die Zahl der il-
legalen PflegerInnen derzeit auf etwa 20.000. In
Zeiten der Krise wird vom Staat versucht, mög-
lichst viel Pflegearbeit wieder in den K reis der
Familie abzuschieben. Wer es sich leisten kann,
stellt Pflegepersonal ein. Geld für Soziales an-
statt für Banken ist hier unsere zentrale Forde-
rung, damit die notw endigen legalen Arbeits-
plätze auch geschaffen werden.

Ursachen illegaler Beschäftigung

Viel zu oft kommt es vor, dass Menschen zwar
eine A ufenthaltsgenehmigung, jedoch keine
Arbeitserlaubnis besitzen. Sei das, weil sie zwar
legal, aber noc h nic ht lange gen ug im Lande
sind, oder auch durch Heirat mit einem Staats-
bürger, die einem zwar einen legalen Aufenthalt
und sogar So zialversicherung g arantiert, aber
keine Arbeitserlaubnis. Gerade im zweiten Fall
– von dem in über ragender Mehrheit Frauen
betroffen sind – entsteht eine starke Abhängig-
keit v om Ehepar tner, die n ur dur ch E igener-
werbstätigkeit verhindert werden kann.

Die Beweggründe der ArbeitgeberInnen,
Menschen ohne Arbeitserlaubnis einzustellen,
liegen ebenso auf der Hand: Illegale Beschäftig-
te sind bereit, unter dem Niedrigstlohn zu ar-
beiten, weil sie dr ingend Geld zum Überleben
brauchen bzw. auch arbeiten wollen. Es liegt
auch im Interesse von österreichischen Arbeit-
nehmerInnen, dass MigrantInnen eine Arbeits-
erlaubnis bekommen, damit diese nicht mehr
als Lohndrücker eingesetzt werden können.

Beschäftigte – Öst erreicherInnen und M i-
grantInnen, legal oder illegal - leiden unter die-

sem System. Verantwortlich sind die Politiker-
Innen, die Menschen dazu zw ingen, illegal zu
arbeiten. Die Profiteure des Systems sind rech-
te Hetzer und Unternehmen, die daran kräftig
verdienen.

Schwarzarbeit schadet also al len Beschäftig-
ten. Doch anstatt die ArbeiterInnenklasse mit
Panikmache und Aufhetzung zu spalten, wie es
die rechten Parteien tun, muss man echte Lö-
sungen finden.Hierbei hat die Gewerkschaft ei-
ne g roße Verantwortung. Ihre Aufgabe ist es,
die Spaltung in in- und ausländische Arbeiter-
Innen und legal und illegal Beschäftigte zu be-
kämpfen. Wie? Zum Beispiel durch e inen ge-
meinsamen Kampf für eine Arbeitszeitverkür-
zung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn-
ausgleich und für g leiche R echte für alle in
Österreich lebenden Menschen! 

MigrantInnen

von Resa Klabacher, SLP-Oberösterreich

Seit Anfang des J ahres befinden sic h die Be-
schäftigten von „Tekel“ im Streik. Sie kämpfen
für den Er halt ihrer Arbeitsplätze zu  g leichen
Bedingungen. Der ehemals staatseigene Be-
trieb, in dem Salz, alkoholische Getränke und
Tabakwaren produziert werden, wurde im Zu-
ge der Privatisierung unter der AKP-Regierung
vor zwei Jahren an „British American Tobacco“
verkauft.

Die AKP (islamisch orientierte populistische
Regierungspartei) hatt e v ersprochen, die Ar-
beiterInnen würden zu den gleichen Bedingun-
gen in anderen Teilen des öffentlichen Dienstes
Arbeit bekommen. Dieses Versprechen wurde
gebrochen. Die Schließung der letzten Tabakla-
gerstätten würde für die 12.000 ArbeiterInnen
u.a. die Abschaffung von Kollektivvertrag, Be-
schäftigungsgarantie, Rentenansprüchen sowie
Urlaub bedeuten. Das unter „C4“ bekannt ge-
wordene Regierungsangebot b edeutet, zu we-
sentlich sc hlechterer Bezahlung und R echten
weiter arbeiten zu können.

Unter Losungen wie „Arbeit – Brot – Freiheit“
und „Keine Arbeit – k ein Brot – dann w ird es
keinen Frieden geben“ wird gekämpft. Ein Hö-
hepunkt war der Gener alstreik am 4. Februar.
Fünf von sechs Gewerkschaftsverbänden betei-
ligten sich. Insgesamt streikten zwei Millionen
Menschen.

Die R egierung antw ortete mit R epression.
Ohne auf die Forderungen der Streikenden ein-
zugehen w urden E nde J änner d ie T ekel-Be-
triebsstätten gesc hlossen. Bei fr iedlichen De-
monstrationen ging die Polizei mit Wasserwer-
fern, Schlagstöcken etc. auf die Streikenden los.
Während die Gew erkschaft - statt w eitere
Kampfmaßnahmen zu planen -  au f eine
schnelle Lösung des K onflikts mit der R egie-
rung h offt, bleiben d ie ArbeiterInnen w eiter
kämpferisch. Auch H ungerstreiks w erden als
Kampfmittel angewandt. Das Bewusstsein Vie-
ler hat sic h geändert. Arbeiter aus Di yarbakir
berichten:

„Von uns Arbeitern haben 70 Prozent die AKP
gewählt. Die Abgeordneten haben uns ein Eh-
renwort gegeben, dieses haben sie gebr ochen
(Anm.: Versprechen, dass Tekel Arbeiter nach
der P rivatisierung z u g leichen B edingungen
weiterbeschäftigt werden) und die Wut darüber
ist natürlich riesig. Wir werden uns nicht wei-
ter als Wahldepot der AKP behandeln lassen.“

Frauen und Männer, Junge und Alte, TürkIn-
nen und K urdInnen kämpfen Sc hulter an
Schulter und lassen jegliche Spaltungsversuche,
ob von der Regierung oder von türkisch-natio-
nalistischen Parteien, abprallen.

Vor allem die F rauen kämpfen in der erst en
Reihe. Eine hungerstreikende Arbeiterin aus Iz-
mir meint:„Wir müssen selbstverständlich wei-
ter kämpfen. Es soll einen g rößeren Gener al-
streik geben, bei dem es diesmal nic ht nur um
uns Tekel-Arbeiter, sondern die gesamte Arbei-
terklasse der Tükei geht...Viele von uns haben
bisher Sozialisten und Kommunisten gehasst.

Hier haben wir viele kennen gelernt und Soli-
darität erfahren. Das hat unser Bild sehr verän-
dert...Ich bin Er dogan eigentlich dankbar da-
für, dass w ir diesen K ampf kämpfen müssen
und dabei so viel erfahren und lernen. Und ei-
nes ist sicher: Wir werden Erdogan seine Gren-
zen zeigen! Es geht um unsere Menschenwür-
de...Das Problem ist, selbst wenn die AKP weg
ist, ändert s ich ni chts. Das P roblem i st d och
dieses System. Warum sollen nicht die Arbeiter
selbst die P roduktion kontrollieren? Das wär e
mein Traum.“

Das Komitee für eine ArbeiterInneninterna-
tionale (CWI) unterstützte von Anfang den Te-
kelstreik, auch direkt vor Ort. Joe Higgins (Ab-

geordneter der ir ischen CWI-Sektion) hat im
EU-Parlament den Tekelstreik zur Sprache ge-
bracht. Ende F ebruar besuc hte eine Solidar i-
tätsdelegation aus Öst erreich an der auc h Mi-
chael Gehmacher von der SLP teilnahm die Te-
kelarbeiterInnen in Ankara. In einem aktuellen
Flugblatt, das Ende Februar auch in der Tekel-
zeltstadt in Ankara v erteilt wur de, greift das
CWI die Forderung nach einem 24- stündigen
Generalstreik auf, schlägt die G ründung v on
Aktionskomitees vor und tritt für eine soziali-
stische Alternative zur Erdoganregierung ein.

Berichte und Stellungnahmen gibt es laufend
unter: http://www.sozialismus.info/

Von der ArbeiterInnen aus der Türkei lernen!
Streik bei „Tekel“

Wer bisher geglaubt hat, die Menschen
in der Türkei wären allesamt Islami-
stInnen, NationalistInnen und Anhän-
gerInnen einer reaktionären Regierung,
wird durch die jüngsten entschlossenen
und solidarischen Arbeitskämpfe in der
Türkei eines Besseren belehrt. Während
die österreichische Tabakindustrie ohne
gewerkschaftlichen Widerstand zerschla-
gen wurde, könnte der Kampf der Tekel-
arbeiterInnen ein Vorbild für viele Men-
schen in Europa werden.

Kinder brauchen Plätze!
Gewerkschaft vergibt Chance



von Laura Rafetseder, SLP-Wien

Unter dem Motto NEIN zu Gewalt an Frauen gab
es zule tzt e ine Parlamentarische Fraueninitiative
der Frauensprecherinnen aller (!) Fraktionen. Sind
also alle Parteien „eh“ für Frauenbefreiung?

Pünktlich zum Frauentag am 8.März behaup-
ten alle P arteien, dass ihnen F rauenrechte am
Herzen liegen. FPÖ und BZÖ bet reiben unter
dem Deckmänt elchen „Frauenrechte“ Rassis-
mus. Die FPÖ verurteilt z.B.Genitalverstümme-
lung, ist aber für ein noc h restriktiveres Asyl-
recht, obwohl g enau j ene G enitalverstümme-
lung kein Asylgrund ist. Wenn Grüne und SPÖ
dieselbe Initiative wie diese beiden Parteien un-
terstützen spricht das für sich. Denn mit Kräf-
ten wie FPÖ und Co. kann es für SozialistInnen
und Linke in keiner politischen Frage eine ge-
meinsame Basis geben! Um Frauen tatsächlich
vor Gewalt zu sc hützen, muss zunächst finan-
zielle Unabhängigkeit für Frauen erkämpft wer-
den. Durch höhere Löhne, Arbeitsplätze etc.

FPÖ, BZÖ und Teile der ÖVP st ellen immer
wieder das Abtreibungsrecht in F rage und st e-
hen für ein reaktionäres Frauen- und Familien-
bild. Die SPÖ hat in der Regierung die Mindest-
sicherung zu v erantworten. Das bedeutet, dass
Frauen, die davor vielleicht Sozialhilfe bezogen
haben, nun auch dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung stehen müssen, und ihnen gegebenenfalls
der Bezug gestrichen werden kann. Und: Sie al-
le (inklusive der Grünen) befürworten neolibe-
rale Politik wie z.B. Privatisierung. V.a. im Sozi-
al- und Gesundheitsbereich bedeutet Privatisie-
rung, dass von der öffentlichen Hand übernom-
mene Arbeit wieder ins P rivate und damit auf
Frauen abgeladen wird – denn es sind vor allem
Frauen, die dann z.B. die Pflege von Alten unbe-
zahlt in der Familie erledigen.

In de r R egierung sind mit de n M inisterinnen
Fekter, Karl, Schmied, Bures und Heinisch-Hosek
Frauen am Ruder. Die ÖVP hat in der Regierung
sogar fast eine 50% Quote.Verbessert das die Aus-
gangssituation für Frauen?

Nein, tut es nic ht. Im Gegent eil, einige g e-
nannten Ministerinnen sind sogar eine Sp eer-
spitze der Regierung gegen Frauenrechte – in ih-
rer tatsächlichen Politik. Frauenministerin Hei-
nisch-Hosek ist gleichzeitig für die BeamtInnen
zuständig. Im öffentlichen Dienst ist die Lohn-
schere nicht gar so eklatant groß wie in der Pri-
vatwirtschaft (siehe Kasten). Wenn nun die Re-
gierung eine Verwaltungsreform beschließt und
Personal abbaut, dann geht das also v or al lem
auf Kosten der Frauen. Dasselbe gilt für die Ein-
sparungen bei den LehrerInnen durch Bil-
dungsministerin Claudia Sc hmied. Wissen-
schaftsministerin Karl steht zu Numerus Clau-
sus und Bologna und fordert die Wiedereinfüh-
rung von Studiengebühren. Auch das geht zu la-
sten von (jungen) Frauen. Denn wenn einer Fa-
milie ger inge finanzielle M ittel zur Verfügung
stehen, wird zweimal überlegt, ob denn nun der
Sohn oder die Tochter studieren soll. Die Aysl-
politik einer M aria F ekter r ichtet sic h gegen
Frauen, die v ielleicht v or Gewalt, Krieg oder
Hunger flüc hten. Das allein z eigt sc hon, dass

„Frauen in Führ ungspositionen“ oder in die-
sem F all d er R egierung n icht b edeutet, dass
dann aut omatisch fr auenfreundlich g ehandelt
wird. Genausowenig ist es für Frauen angeneh-
mer, von einer Frau gekündigt zu werden. In
vielen wesentlichen Bereichen des Lebens zeigt
sich ganz klar, dass die Frauenfrage eine Klas-
senfrage ist.Und, dass es zahlreiche grundlegen-
de Probleme im K apitalismus g ibt, von denen
arbeitende Frauen und Männer gemeinsam be-
troffen sind. Daher greifen auch Frauenquoten
zu kurz –  denn sie bekämpfen maximal das
Symptom, lösen aber die Ursache nicht.

Frauen verdienen rund 1/3 weniger als Männer.
Die ÖVP meint zwar „Das Schließen der Einkom-
mensschere ist e ine der größten Herausforderun-
gen unserer Zeit“ (Marek), spricht  aber im näch-
sten Atemzug da von, dass „auf die B ereiche de r
qualifizierte Teilzeitarbeit, der Bildung und der
Vereinbarkeit von F amilie und B eruf besonderes
Augenmerk zu legen sei“. Heinisch-Hosek fordert
Einkommenstransparenz.Wie geht’s also wirklich?

ÖVP verheddert sich in Widersprüchen – sie

fordern eine Schließung der Einkommenssche-
re, promoten aber Teilzeitarbeit als Lösung für
die Probleme von Frauen. Tatsächlich ist Teil-
zeitarbeit ein F aktor für den niedr igeren Ver-
dienst von Frauen (siehe K asten). Mit Verein-
barkeit von Beruf und Familie meint die ÖVP,
dass prekäre Jobs für Frauen geschaffen werden
sollen – und sie so leic hter auszbeut en sind.
Auch die v on Heinisch-Hosek geforderte E in-
kommmenstransparenz löst das P roblem Ein-
kommensschere nicht per se.Tatsächlich geht es
darum, für höhere Löhne für Frauen und Män-
ner zu einzut reten und zwar gemeinsam. Wir
müssen dafür kämpfen, dass es auch jene Män-
ner verstehen, die es jetzt noch nicht kapieren:
Niedrige Löhne für Frauen sind schlecht für al-
le ArbeitnehmerInnen! Denn die K ette ist im-
mer nur so stark wie das schwächste Glied. So-
lange es eine Gruppe gibt, die weniger verdient
als eine andere, können die einen gegen die an-
deren a usgespielt u nd a ls L ohndrückerInnen
eingesetzt w erden – nac h dem P rinzip „Teile
und h errsche“. Eine O ffenlegung d er G ehälter
könnte ja auch eine Diskussion über Lohnkür-
zungen bei Männer n zur Sc hließung der E in-

kommensschere i n G ang s etzen. Wir d agegen
stehen für eine Angleichung nac h oben statt
nach u nten. Der K ampf für h öhere L öhne i n
klassischen F rauenberufen (w ie z.B . bei den
KindergärtnerInnen) is t ei n z entraler S chritt.
Gewerkschaftliche Org anisierung v on F rauen
ebenso. Im Handel gab es in der Vergangenheit
wiederholt Initativen in diese Richtung, z.B. bei
Schlecker. Es ist verständlich wenn Frauen auf-
grund von Erfahrungen mit Gewalt Bedenken
haben, mit Männer n gemeinsam zu kämpfen.
Hier ist ein sensibler U mgang nötig . An der
grundlegenden Notwendigkeit eines gemeinsa-
men K ampfes v on Männer n und F rauen ge-
meinsam gegen das S ystem das sie ausbeut et
und gegeneinander auszuspielen versucht, än-
dert das aber nichts.

Von Clara Zetkin stammt der Ausspruch „Kein
Sozialismus ohne Frauenbefreiung – keine Frau-
enbefreiung ohne Sozialismus“. Was bedeutet das?

Für den K apitalismus ist die U nterdrückung
von Frauen ein zentraler Bestandteil. Einerseits
leisten sie unbezahlte Arbeit in der Familie um
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Der Kampf um Frauenbefr
„Kein Sozialismus ohne Frauenbefreiung –

Die Idee für einen kämpferischen „Frauentag“
der Arbeiterinnen stammt aus den USA. Ver-
schiedene Ereignisse, die am 8. März stattfan-
den, verliehen diesem Tag für die dor tigen Ar-
beiterInnen eine besondere Bedeutung. So tra-
ten 1909 in N ew York  20.000 Textilarbeiterin-
nen in den St reik. Nach zw ei Monaten har ter
Auseinandersetzung und Tausenden Verhaftun-
gen konnten sie ihre Forderungen durchsetzen.
Am letzten Februar-Sonntag des selben J ahres
veranstalteten US-amer ikanische So zialistIn-
nen zum ersten Mal einen landesweiten Frauen-
Aktionstag für Wahlrecht und Sozialismus.Die-
se Idee wurde von den bekannten deutschen So-
zialistinnen Clar a Z etkin und Kät e Dunck er
aufgegriffen. Auf ihre Initiative hin wur de auf
der Z weiten I nternationalen So zialistischen
Frauenkonferenz am 27.August 1910 in Kopen-
hagen d ie E inführung e ines i nternationalen
Frauentages besc hlossen. Am 19. März 1911
fanden in Deutschland, Österreich, der Schweiz
und den USA erst e Aktionen statt. Millionen
Frauen beteiligten sich und forderten vor allem
die Einführung des Frauenwahlrechts.

Die F rauenbewegung war immer dann star k
wenn sie mit ander en sozialen Bewegungen in
der Gesellschaft verbunden war. Die proletari-
sche Frauenbewegung erkannte für sich in die-
ser H insicht eine „doppelte Aufgabe“: Sie sah
sich als (1)Vorkämpferin der „Frauenfrage“ in
den Gewerkschaften und linken Parteien und
gleichzeitig (2)als Bestandt eil der ArbeiterIn-
nenbewegung, welche als w ichtigste und for t-
schrittlichste so ziale Bew egung, Frauenrechte
tatsächlich dur chkämpfen könne und k onnte.
Die proletarische Frauenbewegung stand in der
Folge in v ielen Kämpfen am r adikalsten oder
linken Flügel solc her Bewegungen. Tatsächlich
kam es auch im Zusammenhang mit der Durch-
setzung allgemeiner gesellsc haftlicher Er run-

genschaften durch die ArbeiterInnenbewegung
oft zur spezifischen Verbesserungen für Frauen
– oder umgekehrt. Das war zum Beispiel in Fol-
ge der Russischen Revolution 1917 bzw. der re-
volutionären Bewegungen in ganz Europa nach
dem ersten Weltkrieg der Fall. Die russische Re-
volution wur de dur ch Kämpfe v on F rauen in
den I ndustriezentren ausgelöst. In der F olge
wurde in v ielen Teilen Europas zumindest der
Acht-Stundentag und das F rauenwahlrecht er-
kämpft. Das sozialistische Programm der Bol-
schewiki in Russland das unmittelbar nach der
Revolution umgesetzt wurde beinhaltete freilich
wesentlich mehr . Z.B. ziviles Eher echt, Schei-
dungsrecht, Kinderbetreuung, und das R echt
auf Abtreibung. In einem damals wirtschaftlich
rückständigsten L and E uropas w urden M aß-
nahmen eingeführt, die darauf abzielten Frauen
von Abhängigkeit und Unterdrückung im fami-
liären Ber eich so wie v on Diskr iminierung in
Lohn- und Arbeitsfragen zu befreien. Recht auf
Bildung für Männer und Frauen sowie die Be-
kämpfung v on Analphabetismus war für die
junge Sowjetrepublik von erster Priorität. Es gab
ambitionierte P rojekte mit Ge meinschaftskü-
chen und R estaurants um die Aufgaben der
Hausarbeit, die davor von Frauen im privaten
erledigt wur den, zu über nehmen. Dass diese
Maßnahmen nicht von Dauer waren, lag an dar-
an, dass sich aufgrund der Isolation der Sowjet-
republik eine stalinistische Bürokratie durchset-
zen konnte.

Im Gegensatz dazu betrieb das NS-Regime ex-
trem rückschrittliche Frauenpolitik, die darauf
abzielte die Frau auf ihre Rolle als „Gebärerin“
zu reduzieren. Das war nicht nur, aber auch, ei-
ne Reaktion auf die Wirtschaftskrise, die es not-
wendig machte mit „Zurück an den Herd“-Po-
litik Frauen vom Arbeitsmarkt zu verdrängen.

Nach 1945 wur den mit dem N achkriegsauf-

schwung Frauen dagegen w ieder massiv in die
Erwerbsarbeit gezogen. Mehr finanzielle Unab-
hängigkeit bedeutete auch ein höheres Selbstbe-
wusstsein, die Einbeziehung in die Er werbsar-
beit gab die Mög lichkeit aus der I solation aus-
zubrechen und an Kämpfen teilzunehmen. Mit
Erstarken d er ArbeiterInnenbewegung i n d en
1970ern bzw. nach 1968 wurden weitere Verbes-
serungen für F rauen erkämpft - das R echt auf
freien B ildungszugang b zw. in Ö sterreich d ie
Fristenlösung (siehe nebenstehender Artikel).

Mit Ende des Nachkriegsaufschwung, dem Zu-
sammenbruch des Stalinismus und dem Rechts-
ruck der Sozialdemokratie setzten sich nicht nur
neoliberale Politik wie z.B. Privatisierungen
durch, sondern auc h der e xtreme I ndividua-
lismus der 90er. Damit stand die I dee im Z en-
trum, Frauen seien ja "eh sc hon g leichberech-
tigt", bzw. könnten alles erreichen was sie woll-
ten, wenn sie es nur probieren würden. Tatsäch-
lich ist dieser Powerfrauenmythos ein höchst zy-
nischer Zugang. Das überlässt Frauen sich selbst
und gibt ihnen die Schuld dafür, wenn sie ange-
sichts der doppelt en Belastung v on Beruf und
Familie an B urn-Out-Grenzen gelangen oder
aufgrund fehlender Kinderbetreuungsplätze ih-
ren Job verlieren. Dem entgegen stellen wir den
gemeinsamen Kampf gegen das System – anstatt
als Einzelkämpferin gegen Windmühlen anzu-
gehen. Die blühende Sexindustrie in Osteuropa
zeigt die desaströsen Folgen der Wiedereinfüh-
rung des K apitalismus für F rauen in den ehe-
mals stalinistischen Ländern. Mit der aktuellen
Krise und der steigenden Arbeitslosigkeit ist zu
befürchten dass es ab einem bestimmten Punkt
verstärkte Versuche einer „Frau zurück an den
Herd“-Politik und Angriffe auferkämpfte Rech-
te geben wird – wenn das nicht durch eine star-
ke Bewegung verhindert wird.

+++ Zwischen Revolution und Konterrevolution +++
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reiung – damals wie heute
– keine Frauenbefreiung ohne Sozialismus“

70 P rozent der 1,3 Mr d. armen M enschen
weltweit si nd F rauen. Frauen sind w eltweit
mehr als Männer v on H unger, Armut, von
Analphabetismus, von psychischer, physischer
und sexueller Gewalt betroffen. Sie sind in grö-
ßerer Z ahl auf der Fluc ht v or K riegen, vor
Hunger, vor Krankheiten und Verfolgung. Ob-
wohl Frauen weltweit zwei Drittel der Arbeit
verrichten, verdienen sie r und ein Dr ittel we-
niger als Männer : In Öst erreich v erdienten
Frauen im J ahr 2009 im Dur chschnitt fast 33
Prozent oder 661 Euro weniger als ihre männ-
lichen Kollegen. Frauen sind zu einem über-
proportionalen Ausmaß in so genannten aty-
pischen Beschäftigungsformen und in schlecht
entlohnten B ranchen tätig . Tatsächlich war
2008 aber fast jede zweite Frau teilzeitbeschäf-
tigt (42,8 P rozent), während es bei den Män-

nern nur jeder Achte war; fast 90% der Teilzeit-
beschäftigten waren 2006 Frauen. Berücksich-
tigt man die T eilzeitarbeit, ist die E inkom-
mensschere seit 2004 unverändert: Männer
verdienen im Dur chschnitt um 64 P rozent
mehr als F rauen. (Quelle: Statistik Austria)
Geringere Differenzen gibt es hingegen im öf-
fentlichen Dienst: Weibliche Vertragsbedien-
stete in V ollzeitbeschäftigungsverhältnissen
erzielten 2005 ein M ediaeinkommen in der
Höhe von 90 P rozent des mittler en Männer-
einkommens, bei den Beamtinnen sind es 96
Prozent (2005 er hielten letztere noch 97 P ro-
zent). Angesichts der oft beteuerten Pläne der
Regierung, in der Verwaltung zu sparen, ist das
eine Drohung, die die E inkommensschere i n
Zukunft in die Höhe treiben wird. Geringe Er-
werbseinkommen ziehen natürlic h ger ingere

Leistungen aus Arbeitslosenversicherung und
Pensionsversicherung nach sich. Kein Wunder
daher, dass Armut w eiblich ist: Jede 7. Frau
(insgesamt 587.000) muss in Österreich mit ei-
nem Einkommen unter der Armutsgrenze aus-
zukommen, 234.000, das sind r und 6%, der
Frauen s ind i n Österreich von a kuter Armut
betroffen. AlleinerzieherInnen-Haushalte und
Haushalte m it a bhängigen K indern t rifft d as
größte A rmutsrisiko. Die A rmutsrate für Al-
leinerzieherInnenhaushalte m it e inem K ind
liegt im europäischen Schnitt bei 33%. Ältere
Frauen sind mit 21% deutlich stärker betroffen
als Männer mit 16%.(Quelle: Armutskonfe-
renz) 

Warum kann es keine vollständige Frauenbe-
freiung i nnerhalb d es R ahmens d es K apita-
lismus geben? Frauenunterdrückung ist gleich-
zeitig mit der Klassengesellsc haft entstanden.
Mit den erst en Klassengesellsc haften w ie z.B .
den Sklavenhaltergesellschaften im alten Rom
oder i n G riechenland w urde e rstmals m ehr
produziert als unmittelbar verbraucht wurde –
das heisst,es gab etwas zu vererben. Das bedeu-
tet, dass mit der Entst ehung des P rivateigen-
tums das ursprüngliche Erbrecht nach mütter-
licher Linie aufein patrilineares Erbrecht geän-
dert wurde – laut Engels die historische Nieder-
lage der Frau. Um das abzusichern entstanden
staatliche Strukturen inkl. Armee, Polizei, Ge-
richte, aber auch in der Folge sexistische Ideo-
logie. Diese se xistische I deologie dient einer-
seits wie Rassismus dazu zu spalten – nach dem
Prinzip Teile und Herrsche – aber andererseits
auch dazu, Frauen dazu zu bringen die notwen-

dige unbezahlte Arbeit in der Familie zu leisten.
Das heisst, es wird von Frauen erwartet abhän-
gig und unt erwürfig zu sein, um die näc hste
Generation aufzuziehen. Gesetze, Religion,
Medien etc. dienen dazu diesen Zustand auf-
recht zu erhalten. Dazu gehört auch, Frauen das
Gefühl zu geben, minderwertig zu sein oder
nur Wert erlangen zu können, wenn sie die Be-
dürfnisse des Mannes befriedigen. Sexismus
hat System – er gehört untrennbar zur Klassen-
gesellschaft und damit zum Kapitalismus.

Mit der Einbeziehung der Frauen in den Ar-
beitsmarkt – für die K apitalistInnen natürlich
besonders in Zeiten des Wachstums auch not-
wendig, vor al lem als bil lige Arbeitskräfte
(denn „natürlich“ verdient die Frau weniger) –
konnten F rauen a us d er f amiliären I solation
treten. Durch den Kontakt 

zu anderen ArbeiterInnen wurden sie in kol-
lektive Lohn- und  Arbeitskämpfe einbezogen

bzw. initiierten sie selbst. Auch heut e st ehen
Frauen an der Front vieler Kämpfe (aktuell z.B.
in der Uni-Bewegung bzw. im Kampf der Kin-
dergärtnerInnen). Doch die eigentlic hen
Strukturen der Familie wurden nicht aufgebro-
chen, da ihre Funktionen für den Kapitalismus
lebenswichtig sind. Die Frau, der die gesamte
Verantwortung für die F amilie aufgebür det
wird, leistet nach wie vor unbezahlte Arbeit, die
die Aufrechterhaltung der Gesellsc haftsord-
nung ermöglicht. So werden in Österreich täg-
lich 30 M illionen Stunden in F amilien- und
Hausarbeit investiert - 70% dieser Arbeit wird
von Frauen geleistet. Je nach wirtschaftlichem
Bedarf wird die R olle der F rau in der F amilie
stärker oder sc hwächer betont. Denn so kön-
nen Frauen in Krisenzeiten vom Arbeitsmarkt
verdrängt (und in Abhängigkeit v om M ann
hineingedrängt) und die Arbeitslosenstatistik
geschönt werden.

+++ Einkommensschere und Frauenarmut +++

+++ Woher kommt Frauenunterdrückung? +++

von Nora Brandes, SLP-Wien

Das Recht auf Abtreibung ist seit Be-
ginn der ArbeiterInnenbewegung eine
Forderung von Arbeiterinnen. In der
Zwischenkriegszeit setzten sich Sozia-
listinnen verstärkt dafür ein. Im Aus-
trofaschismus wur de Abtreibung ge-
nerell verboten. Im Nationalsozia-
lismus wurden „Minderwertige“ Frau-
en zur Abtreibung (oder auc h sc hon
zur St erilisation) gezwungen, „ari-
schen“ Frauen wurde die Abtreibung
unter Androhung der Todesstrafe ver-
boten.

1972 brachte die F rauenbewegung -
vor dem H intergrund der int ernatio-
nalen ArbeiterInnenbewegung - die
Forderung nac h indi vidueller Selbst-
bestimmung über den eigenen Körper
verstärkt vor. Die Abtreibungsdebatte
hatte eine neue Qualität er reicht, die
auf die Gesellschaftsveränderung nach
1968 zurückzuführ en ist. Engagierte
Frauen aus v erschiedenen linken Zu-
sammenhängen g ründeten 1972  die
„Aktion unabhängiger Frauen“ (AUF)
und entschieden sich für einen außer-
parlamentarischen Weg, weil die SPÖ
in dieser Frage nichts unternahm. Ge-

meinsam mit den for tschrittlichsten
Teilen der ArbeiterInnenbewegung
übten sie Druck auf die SPÖ aus. 1975
wurde s chließlich die F ristenlösung
verabschiedet.

Obwohl die Fristenlösung ein großer
Erfolg ist, ist vieles noch nicht erreicht.
Während in den meisten westeuropä-
ischen Länder n die K osten v on der
Krankenkasse über nommen w erden,
müssen F rauen i n Ö sterreich f ür d ie
Kosten, die sich – abhängig von der je-
weiligen E inrichtung –  z wischen 3 50
und 800 Euro bewegen, selbst aufkom-
men. Das zeigt, dass ein Gesetz allein
nicht ausreicht,wenn keine Durchfüh-
rungsbestimmung existiert. In den we-
nigsten Bundesländern ist eine Abtrei-
bung in öffentlic hen Spitäler n ohne
Probleme mög lich. Selbst in Wien
müssen sich Frauen in vielen Fällen an
Privatkliniken oder PrivatärztInnen
wenden. Die SPÖ hätte hier die Mög-
lichkeit das Recht aufAbtreibung in al-
len öffentlichen Spitälern umzusetzen.
Stattdessen treibt sie die Ausgliederun-
gen im Gesundheitsbereich voran und
schiebt das P roblem in den pr ivaten
Bereich ab , wo mit dem R echt auf
Schwangerschaftsabbruch Geld ge-

macht werden kann. Wir fordern die
Abtreibung auf Krankenschein und
die Mög lichkeit i n allen öffentlic hen
Spitälern den Abbruch durchführen
zu lassen.

In der Schule findet keine umfassen-
de sexuelle Aufklärung statt.Zudem ist
auch der Erwerb von Verhütungsmit-
teln nic ht k ostenlos, was ger ade für
junge Menschen ohne Einkommen ei-
ne Erschwernis darstellt. Die „Pille da-
nach“ bleibt jedenfalls oft die einzige
Rettung um eine Abtreibung zu v er-
hindern. Dass dieses N otfallpräparat
nun in Österreich rezeptfrei erhältlich
ist, ist ein Riesenfortschritt. Neben Ir-
land, Italien u nd Deutschland w ar
Österreich eines der letzt en Länder
Westeuropas, in denen die „Pille da-
nach“ rezeptpflichtig geworden ist. Es
steht außer Frage, dass dieses Präparat
keine or dentliche Verhütung ersetzt.
Der unbürokratische und zeitgerechte
Zugang zu dieser letzt en Möglichkeit,
eine Abtreibung zu verhindern, ist je-
doch ein F ortschritt für F rauen. Die
Forderung nach der k ostenlosen Ver-
gabe von Verhütungsmitteln ist in dem
Zusammenhang ebenfalls von zentra-
ler Bedeutung.

Wichtige Forderungen wurden noch
nicht umgesetzt, gleichzeitig star ten
konservative und kirchliche Vertreter-
Innen immer w ieder Angriffe auf die
Straffreiheit der Abtreibung. Nicht nur
Parteien, sondern auc h die r adikalen
Abtreibungsgegnern von „Human Life
International“ (HLI) - einer christlich-
fundamentalistischen Organisation,
kämpfen ge gen dieses F rauenrecht.
Die SLP ist gegen diese Angriffe seit
vielen Jahren aktiv. Auch das wohl ein
Grund dafür, dass die SPÖ das Thema
in der öffentlichen Debatte wieder auf-
gegriffen hat.

ÖVP-Familien-Staatssekretärin Chri-
stine Marek forderte voriges Jahr die
Einführung einer „Bedenkzeit“ für Ab-
treibungen. Bei solchen Vorschlägen
geht es jedoch nicht darum, Frauen die
Entscheidung z u e rleichtern o der –
wie bei den Argumenten gegen die
„Pille danac h“ – ihr e Gesundheit zu
schützen. Es geht dabei darum, Frauen
zu bevormunden und das Frauenrecht
auf Selbstbestimmung zu unt ergra-
ben. Auch in Z ukunft w ird ein ent-
schiedener K ampf um ber eits best e-
hende Rechte sowie deren Ausweitung
vonnöten sein.

die näc hste Gener ation v on ArbeiterInnen
großzuziehen.Andererseits brauchen die Unter-
nehmen die Arbeit von Frauen in prekären und
Niedriglohnjobs, um ihre Profite zu sichern. Für
uns sind F rauenfragen zentrale Fragen der Ar-
beiterInnenbewegung und Teil des Kampfes für
eine andere, eine sozialistische Gesellschaft. Jede
Verbesserung für F rauen ist – ebenso w ie jede
andere Reform im Kapitalismus (die eine wirk-
liche Verbesserung bedeutet) – eine wichtige Er-
rungenschaft. Frauenunterdrückung und -aus-
beutung vollständig zu beseitigen können aber
weder Frauen allein,noch ist dies im Rahmen ei-
ner Klassengesellschaft dauerhaft möglich. Des-
halb sind für uns der K ampf für Frauenbefrei-
ung und der Kampf für Sozialismus untrennbar
verbunden.

In einer so zialistischen Gesellsc haft hätt en
Frauen und Männer tatsächlich die Möglichkeit
ein selbstbestimmt es L eben zu führ en. Bereits
vor hundert Jahren hat die proletarische Frau-
enbewegung dafür bemer kenswerte Ideen ent-
wickelt: Die Hausarbeit würde vergesellschaftet
und aus dem Raum des P rivaten genommen –
es gäbe g ratis öffentlic he Küc hen, Restaurants
und Kantinen, flächendeckende kostenlose qua-
litativ hoc hwertige K inderbetreuung nac h Be-
darf etc. Die finanzielle Abhängigkeit der Ehe-
partner voneinander wäre Vergangenheit. Jeder
und Jede müsste nur ein paar Stunden am Tag
arbeiten. Frauen könnten dadurch tatsächlich
am politischen und kultur ellen Leben teilneh-
men, weil sie Zeit hätten die sonst in H aushalt,
Kinder und J ob fließen wür de. Es gäbe k eine
Notwendigkeit mehr für die Unterdrückung der
Frau.

Um es mit den Worten von Clara Zetkin (im
Januar 1914 in der Zeitschrift Gleichheit) zu sa-
gen: „Wir müssen Sorge t ragen, dass der F rau-
entag nicht nur eine glänzende Demonstration
für die politische Gleichstellung des weiblichen
Geschlechts, sondern darüber hinaus der Aus-
druck einer Rebellion gegen den K apitalismus,
eine leidenschaftliche Kampfansage al l den r e-
aktionären M aßnahmen der Besitz enden und
ihrer w illfährigen Dienersc haft, der Regierung
ist.“

Der Kampf ums Recht auf Schwangerschaftsabbruch
Was ist erreicht und was muss noch erreicht werden?



„Das ideale Mädc hen hat heut e so
schlank wie möglich zu sein und am be-
sten einen tollen Hintern mit dem da-
zu passenden B usen. Man sieht sie ja
überall, die 'Topmodels'. Es hat auc h
niemand etwas dagegen, wenn sie un-
gebildet u nd u ninteressiert s ind,
hauptsache sie sind 'sc hön' und die
Schönste gew innt.“...zitiert aus einem
kritischen Sc hülerartikel zum Thema
Schönheitswahn. Schönheitswahn,
Schlankheitsterror und Essstör ungen
sind Themen, die heute in den meisten
Medien dur chaus kr itisch bet rachtet
werden. Sogar eine eigene Spar te der
Werbeindustrie hat sich daraus bereits
entwickelt (Bsp.: Dove). Die SchülerIn-
nen-Gruppe der SLP Wien hat sich an-
lässlich des Frauentages mit dem The-
ma besc häftigt und ein Theat erstück
„Austria’s Next Bohnenstange“ erarbei-
tet. Ziel ist es, nicht nur die offensicht-
lichen Probleme aufzuzeigen, sondern
tiefer zu gehen und die Hintergründe
zu beleuchten. Warum wird eine ganze
Generation in die Bulimie getrieben (in
Österreich geschätzte 200.000 Betroffe-
ne)? Wer pr ofitiert v on einer J ugend,
die sich in erster Linie mit ihrem Aus-
sehen beschäftigt? Aline, Antonia, Jan,
Lila, Sebastian, Simon, Tessa und ande-
re haben sich damit beschäftigt.

Tel.: 01/524 63 10
oder EUR 18,00* 
an PSK 8812.733 

überweisen.

Namen, Anschrift und Kennwort
“Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne 
eigenes Einkommen EUR 10,00

Alle Preise für 10 Ausgaben 
inkl. Porto und Versand
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DIE SLP-TREFFPUNKTE

Unsere Arbeit kostet Geld.
Die SLP erhält keine Subventio-
nen oder Geld von Unterneh-
men. Das garantiert unsere poli-
tische Unabhängigkeit. Es
macht uns aber abhängig von
Deiner/Ihrer Unterstützung. 
Daher bittet die SLP um Spen-
den. Am besten r egelmäßig
(Dauerauftrag). 
Ab EUR 7,– pro Monat gibt’s alle
Publikationen der SLP (inkl. Bro-
schüren) per Post nach Hause –
ein “All-Inclusive-Abo” eben. 
PSK 8812.733

A L L E S
I N K L U S I V E

Jetzt Abo
bestellen!

SLP & CWI im Internet:

www.slp.at

www.socialistworld.net

www.chinaworker.org

www.mundosocialista.net

www.sozialismus.info

Paginas del CIT/CWI en español

Special CWI-Site on China (English, Chinese)

Site of the CWI in English (and other Languages)

Seite der SAV, deutsche Sektion des CWI

Seite der SLP, österreichische Sektion des CWI

TIPP: Auf www.socialistworld.net findest Du Links
zu CWI-Seit en aus I ndien, Brasilien, Polen, Bel-
gien, Frankreich, Schottland, Russland, Australien,
Griechenland, Nigeria, USA, Schweden, Irland, Ita-
lien, Israel, England & Wales, Nordirland, Holland

Wien-Wahl 2010: Die SLP tritt in der Brigittenau an!

LINZ
jeweils Montag, 18.30 Uhr, 
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

NIEDERÖSTERREICH
nicht regelmäßig, Infos: slp@slp.at 

SALZBURG
Salzburg Stadt
jeweils Donnerstag, 19.00 Uhr, 
“Shakespeare”, Salzburg, 
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

Radstadt
SLP-Treffen erfragen unter 0664 1133477

WIEN
SLP-SchülerInnen
Jeden Montag um 18.00
"Amerlinghaus" - Raum 3
7.; Stiftg. 8 (Nähe U2/U3-Volkstheater)

Jeden Mittwoch um 18.30
"Pizzeria La Piazza"
20.; Gaussplatz 7 

Jeden Mittwoch um 19.00
"Zypresse"
7.; Westbahnstrasse 35a 

Jeden Donnerstag um 19.00
Cafe "Das Schwarze Schaf"
8., Lederergasse 26 

In Ihrer Nähe gibt es noch keine SLP-Gruppe?
Wir unterstützen Sie gerne als individuelles
Mitglied beim Aufbau von Aktivitäten.

“Rassismus schafft keine Jobs! 
Geld für Soziales statt für Bank en!”

Das ist der Wahlslogans der SLP für die
Wiener Bezir ksrats- und Gemeinde-
ratswahlen am 10. Oktober 2010. Die
SLP hat sich dazu entschlossen, im 20.
Bezirk anzutreten. Für den 21.März la-
den wir zu einer Konferenz „Was macht
die Linke“ um unser Projekt und ande-
re vorzustellen und mit InteressentIn-
nen darüber zu diskutieren. In der Bri-
gittenau sind wir seit Jahren aktiv – ins-
besondere gegen die FPÖ und die soge-
nannte „Bürgerinitiative Dammstraße“.
Von d iesen i st a uch i n d en nä chsten
Monaten r assistische H etze zu er war-
ten. Die SLP wird das nicht einfach hin-
nehmen. Am 12. Februar haben wir an-
lässlich des J ahrestages der F ebruar-

kämpfe 1934 eine Führung durch Wien
20 zu den hist orischen Stätten organi-
siert. Im Februar haben SLP-Mitglieder
ein Transparent von Neonazis von ei-
nem Baugerüst in Wien 20 (Friedrich-
Engels-Platz) entfer nt. Es dürft e sic h
um die gleiche Gruppe von Nazis han-
deln, die auch im Raum Wiener Neu-
stadt aktiv ist. „Ich hatte es satt für die
Sozialistische J ugend nur e ine Telefon-
buchleiche zu s ein. In der SLP habe ich
eine Partei gefunden, in der ich mite nt-
scheiden und mitgestalten kann, anstatt
übergangen und über hört zu wer den.“
stellt Werner, 18 Jahre alt, Schüler aus
NÖ fest.SLP’lerInnen aus Wien werden
gemeinsam mit ihm im Raum Wiener
Neustadt insbesondere gegen die dorti-
gen Nazi-Aktivitäten Veranstaltungen

und Aktionen org anisieren. Auch in
Oberösterreich ist der K ampf gegen
Rechtsextremismus ein zentraler Be-
standteil unserer Arbeit. „Ich bin bei der
SLP, weil man nur ge meinsam was tu n
kann gegen Kapitalismus, Sexismus und
Rassismus!“ Partick, 18 Jahre alt, Elek-
triker aus OÖ.

Diese neuen Mitglieder sind gute Bei-
spiele dafür, dass die SLP in der letzten
Zeit viel Arbeit außerhalb von Wien ge-
leistet hat. Auch bei den Freitagsdemos
in Kärnten sind wir regelmäßig aktiv
dabei und unsere Materialien stoßen
dort auf sehr großes Interesse. In
Unterstützung der Bew egung im I ran
organisierte die SLP gemeinsam mit
Iran Solidarity außerdem am 11. Fe-
bruar eine K undgebung und Demon-

stration. „Ich wollte ge gen Rassismus
und Frauenunterdrückung aktiv werden,
aber auch die Wurzeln im S ystem be-
kämpfen“ erklärt die 18jährige Restau-
rantfachfrau M adlin aus O beröster-
reich die Gründe für ihren Beitritt zur
SLP. Wenn das auch für Dich gilt, dann
melde dich bei uns.

Konferenz

Wiener Gemeinderatswahl:
Was macht die Linke?

Sonntag, 21. März 2010, 15.00 Uhr

Amerlinghaus
7, Stiftgasse 8

von Sebastian Kugler, SLP-Wien

600 schwer bewaffnete PolizistInnen,
zwei W asserwerfer, 673 angekündigte
Anzeigen. Demgegenüber etwa 1000
AntifaschistInnen, ein G roßteil da von
Jugendliche. Warum? Weil sie in Wien
gegen e inen B all d emonstrieren w oll-
ten, bei dem sic h jährlich in der H of-
burg die Creme de la C reme der euro-
päischen r echtsextremen Sz ene t rifft.
Nach einigem Hin- und- Her erklärte
die Polizei die Versammlung für illegal
und kesselte hunderte ein.

Für viele war die S ituation am West-
bahnhof chaotisch, verwirrend und
einschüchternd. Die SLP sammelte mit
einem kleinen,aber kämpferischen und
lautstarken Block Demonst rantInnen
um sich, die von der Taktik der Autono-
men eingesc hüchtert war en und sic h
vor Polizeiübergriffen fürchteten. Un-
ser geschlossenes Auftreten gab der Po-

lizei nicht die Mög lichkeit, willkürlich
loszuprügeln, wie sie es gegen E inzel-
personen machten. "Die gezielte Eska-
lation d er D emo w ar e in b ewusster
Schachzug, damit am Ende die Antifa-
schistInnen die 'Bösen' waren, während
von den FaschistInnen in der Hofburg
keiner mehr spr icht" empört sich Ma-
rio, 19, der an der Demonst ration teil-
nahm. „PolizistInnen reagierten selbst
auf einfache r echtliche F ragen v on
friedlichen DemonstrantInnen mit Be-
schimpfungen. Man konnte eindeutig
heraushören, dass es nicht Ziel war, die
Versammlung so r uhig und sic her wie
möglich aufzulösen!“ erzählt Tessa, 19,
von ihren Erfahrungen.

Der Mangel an Organisation war eine
Schwäche. Es gab k ein gemeinsames
Vorgehen und keine Information über
den Lautspr echerwagen. Es wur de
kaum versucht, die umliegende Bevöl-
kerung einzubinden, um breitere Soli-

darität zu erlangen.Mit einer Demoor-
ganisation hätt en w ir Solidar ität v on
außen organisieren können. Kranken-
pflegerInnen und ÄrztI nnen, die auf
der Demo war en, hätten zu einem Sa-
nitätsteam zusammengefasst, politi-
sche Solidar itätserklärungen organi-
siert werden können...

Fakt ist,dass der Ball unbehelligt statt-
fand, während dr außen M enschen
grundlegende politische Rechte entzo-
gen wurden. Wen wundert es da noch,
dass die PolizistInnen derweil durch die
AUF (FPÖ-Gewerkschaftsfraktion) mit
Essen und warmen Getränken versorgt
wurden; immerhin durft en die FPÖ
und ihre Burschenschaftler-Freunde ja
auch, dank dem Vorgehen der P olizei,
in Ruhe feiern...

Hauptschuld an diesem Skandal trägt
die SPÖ. Sie dominiert bei der Wiener
Polizei, die für das Demoverbot verant-
wortlich ist. Sie hat k eine P robleme,

Rechtsextremen ö ffentliche G ebäude
zu überlassen.Als er nach diesem Punkt
gefragt wur de, antwortete Bürgermei-
ster Häupl wörtlich: "Das werde ich mir
dann anschauen."

Vergangenen H erbst demonst rierte
eine Gruppe radikaler Abtreibungsgeg-
ner gegen die F eierlichkeiten im Rat-
haus zum 30- jähr igen Bestehen einer
Abtreibungsklinik. Daraufhin m usste
der Empfang in den Rathauskeller ver-
legt werden. Was das mit den Ereignis-
sen r und um den WKR- Ball 2010 zu
tun hat? Dieser musste trotz einer weit
größeren G egenmobilisierung n icht
verlegt oder gar abgesagt werden.

"Es ist eine Schande, dass in der Hof-
burg Europas Nazis Walzer tanzen, und
der Be völkerung nic ht einmal das
Recht gegeben w ird, ihren Ärger kund
zu tun!", sagt M ario absc hließend. Er
spricht damit aus, was sich v iele nach
diesem Skandal denken.

Aktion 

Austria’s Next Bohnenstange

Montag, 8. März 2010, 15.00

7, Mariahilferstraße 2 (vor Puls4)

Nazis tanzen, AntifaschistInnen verboten – der WKR- Skandal
Vorwärts sprach mit Jugendlichen, die von der Repression am 29.1. betroffen sind.

WERBEEINSCHALTUNG 

Entdecken sie Schulen und SchülerIn-
nen als Zielgruppe!

Palmers-Plakate in Sc hulturnsälen?
Austria’s Next Top Model-Werbungen
in Sc hulbuffets? Gesc hmacklos und
grotesk? Es ist läng st Realität! Dur ch
die Auslagerung der Sc hulbuffets in
private Hände eröffnen sic h neue
Märkte. Wen kümmer t's, dass die
Qualität des Essens sich merklich ver-
ringert. Es ist nun mal nicht so profi-
tabel ein gesundes, frisches Kornwek-
kerl anzubieten wie ein Tiefkühlpizza-
baguette. Wenn die Kinder sich unge-
sünder ernähren – Pech, so ist das Ge-
setz des Marktes, es muss sich für uns
schon rechnen. Aber wenn die Schul-
budgets nic ht r eichen, kommen w ir
nochmal ins Spiel: Mit Plakaten und
Werbung haben die Kinder immer das
Aussehen vor Augen, das ihnen die Ge-
sellschaft vorschreibt! Schüler und v.a.
Schülerinnen sollen mög lichst bald
merken, wie m an s ich z u v erhalten,
was man anzuziehen und w ie man
auszusehen hat. Somit ist allen gehol-
fen (außer den Kindern halt) und wir
haben wieder einmal unter Beweis ge-
stellt, wie so zial v erantwortungsbe-
wusst die Privatwirtschaft ist!

mit freundlichen Grüßen,
Ihre Wirtschaftstreibenden

WERBEEINSCHALTUNG

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,
drohen Unruhen wie in Griechenland und Frankreich auch bei uns? Den sozi-

alen Sprengstoff gäbe es. Wir haben das perfekte Konzept entwickelt um genau
solchen Unruhen zu verhindern. Es liegt auf der Hand, dass man bei der Jugend
ansetzen muss! Der Teil der Bevölkerung, der angesichts steigender Arbeitslosig-
keit perspektivlos in die Z ukunft blickt. Das Gemisch aus Angst und Hoffnung
macht sie besonders anfällig für leere Versprechungen.

Der Titel unseres Konzeptes lautet „Austria’s Next Bohnenstange“. Es ist eine
Modelcastingshow, die sich auf die weiblichen Jugendlichen konzentriert. Gera-
de diese könnten durch die  f rauenfeindlichen Umstände in diesem Staat dazu
neigen, zu rebellieren. Das Konzept ist simpel.Die Zusehende taucht 45 Minuten
in die Welt der Reichen & Schönen ein. Eine Welt ohne Lehrstellenknappheit und
ohne 50.000 Jugendlichen ohne Arbeit. Die wesentlichen Probleme werden an
den Rand gedrängt bzw. ganz ausgeblendet und eine Reihe von Oberflächlichkei-
ten in den Vordergrund gerückt. Erfolgreich ist nur, wer die Einzelkämpferstra-
tegie wählt und sich völlig anpasst und unterwirft. Von jeder Solidarisierung und
kämpferischen Maßnahme wird abgelenkt. Wir wissen, dass wir hier Il lusionen
verkaufen – nur die Jugendlichen wissen es nicht.

Ihr Team von 
„Austria’s Next Bohnenstange“

WERBEEINSCHALTUNG

Nicht für die Schule lernt man, sondern für's Leben! Geht dir dieser scheinheilige Spruch auch schon auf die Nerven und
suchst du nach der wahren Schule für's spätere Leben? Dann bist du bei uns genau richtig! Hier bei Austria's Next Bohnen-
stange wird DIR die Möglichkeit geboten das nächste Idol der Jugendgeneration zu werden! Bleibt der große Durchbruch
dann doch aus? Kein Problem! Die hier gemachten Erfahrungen bieten dir die Grundlage für ein problemloses und erfolg-
reiches Berufsleben: Schon beim Vorstellungsgespräch wirst du stark von der hart antrainierten Untergrabung deiner Per-
sönlichkeit und der Anpassung an die erwünschten Ideale profitieren können. Und auch bei der Arbeit selbst werden sich
deine Erfahrungen bei Austria's Next Bohnenstange bezahlt machen: Bei uns ler nst du, wie du am unt erwürfigsten den
Mund hältst, deine eigenen Meinungen und Interessen in den Hintergrund rückst und dem Traum eines jeden Arbeitge-
bers gerecht wirst!

Austria's Next Bohnenstange – 
DAS ist die Schule für's Leben!



von Lisa Brahier, SLP-Salzburg

1996 erhielten die Taliban 450 Milli-
onen US-Dollar an Unterstützung. An
der M acht sc hlossen sie Mädc hen-
schulen und verstümmelten öffentlich
Frauen. Fenster wurden schwarz ange-
malt, damit niemand die Frauen in ih-
ren Wohnungen sehen könne.Obwohl
die USA das Taliban-Regime nie diplo-
matisch anerkannten, kam es zwischen
1995 und dem 11. September 2001 zu
zahlreichen T reffen v on amer ikani-
schen und afghanischen Spitzenpoliti-
kern und Vertretern v on Öl-K onzer-

nen. Noch im Frühjahr 2000 gaben die
USA 114 M illionen US-Dol lar zur
Unterstützung A fghanistans frei, die
unter gemeinsamer Aufsicht der Tali-
ban und der UNO verwendet wurden.

Die US-Unterstützung für die r eak-
tionären Taliban wurz elte im K ampf
gegen die So wjetunion. Afghanistan
wurde 1973 R epublik und 1978 kam
die K ommunistische P artei an die
Macht. Der Invasion durch die Sowjet-
union folgte ein v on den USA v oran-
getriebener Bürgerkrieg. Das daraus
resultierende schnelle Wachstum isla-
misch-fundamentalistischer K räfte
wurde durch die unterdrückerische
Politik des w estlichen I mperialismus
verschlimmert und dur ch das Fiask o
des Stalinism us und die k orrupte
Herrschaft mit einander r angelnder
Kriegsherren weiter verschärft.

Ein wesentlicher Grund für die Ent-
stehung des moder nen islamisc hen
Fundamentalismus  war das Scheitern
der bürgerlich-nationalen Befreiungs-
bewegungen und das F ehlen bzw. die
Zerschlagung einer starken antikapita-
listischen Linken. So konnte der isla-
mische Fundamentalismus das politi-
sche Vakuum füllen.

Auch im Irak und in Pakistan hat die
US-Politik den Aufstieg r eligiös-fun-
damentlistischer K räfte gestär kt. Die
Zahl der durch die amerikanisch-briti-
sche Invasion und Besetzung getöteten
ZivilistInnen im Irak beträgt weit über
1.000.000. Mehr als 1,8 M illionen

flüchteten. Berichte ir akischer NGOs
bestätigen die Beteiligung amerikani-
scher und br itischer Sp itzen an K or-
ruption und am Schmuggel von iraki-
schem Öl dur ch illegale Häfen. Die
Diktatur von Saddam Hussein war den
USA egal, sie wollten nur den Z ugriff
zum Öl. Die irakischen Frauen hatten
vor der Invasion mehr Rechte, als in je-
dem ander en Land der R egion. Ihre
Bildungsrate entsprach jener der Män-
ner. Die Bürgerrechte und politischen
Rechte der F rauen wurden durch das
irakische Gesetz gesc hützt. Sie beklei-
deten M inisterposten, waren Ärztin-
nen, Ingenieurinnen, Parlamentsmit-
glieder, Rechtsanwältinnen und Arme-
eoffiziere. Nach 2003 wurden die iraki-
schen Frauen die ersten Opfer der Be-

setzung. Die e indringenden Truppen
nahmen F rauen gefangen, um ihr e
Söhne, Ehemänner u nd B rüder z ur
Kapitulation zu zwingen.

Die Menschen im Irak wurden nicht
im Kampf gegen die Hussein-Diktatur
unterstützt, sondern alle St rukturen
weitgehend zerstört. An der Macht ist
eine korrupte Elite, die gemeinsam mit
den USA das Land ausbeutet. Mit Pi-
pelines und Sc haria-Gesetz. Ein US-
Diplomat kann vielleicht damit leben,
aber die afghanischen ZivilistInnen
leiden weiter, denn nur der Kampf ge-
gen Armut und U nterdrückung und
für eine mensc hengerechte, sozialisti-
sche Gesellschaft kann Fundamentali-
stInnen ein für alle Mal das Wasser ab-
graben.
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von Margarita Döller, SLP-Wien

Mit besorgt em Blick beobac hte ic h
heute als Sozialistin die politische Ent-
wicklung i n u nserem N achbarland
Ungarn. Die Aktionen von rechten Or-
ganisationen häufen sich, die Zustim-
mung der Bevölkerung zu rechtsextre-
men Parolen wächst. Bei den EU-Wah-
len 2009 erhielt die rechtsextreme Par-
tei JOBBIK (Bew egung für ein besse-
res/ rechtes Ungarn) 14,8% der Stim-
men und wur de dr ittstärkste P artei.
Den ersten Platz er reichte die r echts-
konservative P artei FIDESZ (56,3%),
die bei den Parlamentswahlen im April
aller Voraussicht nac h enor m gew in-
nen w ird. Derzeit g ibt es noc h eine
Minderheitsregierung der MSzP (So-
zialistische Partei Ungarn), die wahr-
scheinlich bald der Vergangenheit an-
gehören w ird, weil s ie s chon l ängst
nichts mehr mit  ihrem Namen zu tun
hat.

Wirtschaftskrise trifft 
Ungarn mit voller Wucht

Die so ziale S ituation in U ngarn ist
katastrophal. 2008 lebte rund ein Drit-
tel der Be völkerung in Armut, davon
waren f ast d ie H älfte K inder. Die
durchschnittliche A rbeitslosigkeit in
Ungarn betrug von August bis Oktober
2009 10,4%. Die Rat e der J ugendar-
beitslosigkeit ist noch höher und liegt
bei 27,7%.

Die Sozialdemokratie hat es nicht ge-
schafft (und gew ollt), Antworten auf
die brennenden Fragen wie Armut, Ar-
beitslosigkeit und Verschuldung zu ge-
ben. Infolgedessen habe viele UngarIn-
nen das Vertrauen in die R egierung
verloren und sind nun offen für rechts-
extreme  Propaganda. Auch außerhalb
des Parlaments gibt es keine wirkliche
sozialistische K raft, die den R echten
Paroli bietet.

Die MSzP hat in den le tzten Jahren

auf neoliberale Politik gesetzt und die-
se mit H ilfe der EU und dem IWF
(Internationale W ährungsfond) um-
gesetzt. Diese war jedoc h an Auflagen
gebunden und hat die Krise weiter ver-
schärft. Mittlerweile befind en sic h
75% der G roßbetriebe, 90% der Ban-
ken und 95% der Versicherungen in
ausländischer Hand. Und auch bei den
noch staatlichen Betrieben wird heftig
gespart (40 Mrd. bei der Eisenbahn).

Die versprochenen V erbesserungen
nach dem Niedergang des Stalinismus
und der Einführung des Kapitalismus
sind definiti v ausgeblieben und die
Wirtschaftskrise von heute ist noch
lange nic ht v orbei. 70% al ler P rivat-
kredite sind F remdwährungskredite.
Auf Grund des F orintverfalls haben
sich die Rückzahlungsraten bis zu 40%
erhöht. Das bedeutet, dass 2010 noc h

mehr Privathaushalte Konkurs anmel-
den m üssen ( 2009 h at e s s chon ü ber
45.000 Zwangsräumungen gegeben).

Rechtsextreme im Aufwind

Diese Entw icklungen bilden den
Nährboden für r echtsextreme P ar-
teien. Voraussichtlich w erden sie bei
den näc hsten Wahlen or dentlich ab-
räumen. Die stär kste Partei unter ih-
nen ist die FIDESZ, die auch wichtige
Medien in U ngarn k ontrolliert. Ge-
meinsam mit der JOBBIK machen sie
den „Westen“ und die MSzP für die
Krise verantwortlich und präsentieren
sich als Vertreter des ungarischen klei-
nen M annes. Die JOBBIK geht noc h
weiter. Dr. Krisztina Morvai (EU-Par-
lamentarierin) behauptet auf ihrer
Homepage, dass das jüdisc h-bolsche-

wistische Finanzkapital Ungarn in die-
se Lage gebr acht hat. Darüber hinaus
ist laut ihr die „Zigeunerkriminalität“
eines der Hauptprobleme. Die FIDESZ
distanziert sic h v on diesen Aussagen
nicht, sie ist im Gegent eil immer wie-
der zu Gast bei Aufmärschen oder Ver-
anstaltungen und nimmt so Teil an der
antisemitischen und r omafeindlichen
Hetze. Verschärft w ird die S ituation
noch dur ch die ungar ische Gar de
(Vorfeldorganisation v on JOBBIK),
die derz eit 5000 M itglieder umfasst
und sehr star k an eine fasc histische
Schlägergruppe er innert. Die Über-
griffe auf Roma häufen sich und enden
oftmals tödlic h. Im J uni 2009 ist die
Garde verboten worden, aber sie mar-
schieren trotzdem weiter, weil es keine
Bewegung in Ungarn gibt, die das ver-
hindert.

Kann man die Rechten noch stoppen?

Die Lage scheint auf den ersten Blick
aussichtslos, ist sie aber nic ht. Es gibt
auch in Ungarn Widerstand gegen die
Regierung von einer anderen Seite. Im
vergangenen Jahr gab es Streiks bei den
EisenbahnerInnen und den B udape-
ster Verkehrsbetrieben gegen die E in-
sparungspläne der R egierung. Das
Problem ist, dass die Gewerkschaft in
Ungarn z iemlich z ersplittert u nd d er
Organisierungsgrad sehr gering ist. Er
liegt bei nur 18%. Hinzu kommt, dass
die Gew erkschaftsführung zum T eil
eng mit der aktuellen (und zu R echt
verhassten) Regierung verbunden ist.
Was in U ngarn fehlt, ist eine link e
Kraft, die ander e Antworten auf die
wichtigen F ragen der Be völkerung
gibt. Die Gewerkschaften können hier
ein Ansatzpunkt sein,aber es muss sich
eine neue P artei für ArbeitnehmerIn-
nen entw ickeln, die den R echtsextre-
men den Boden unter den Füßen weg-
ziehen kann.

Ungarn: Im Brennpunkt der Rechten

Falsche Antwort auf Fundementalismus
Wie USA & Co. das Rad der Geschichte zurückdrehen

GRIECHENLAND

Griechischer Sozialabbau,
griechischer Widerstand

Griechenland wird derzeit
von einer Welle v on St reiks
und Demonst rationen er-
schüttert. Den H öhepunkt
der aktuellen Auseinander-
setzungen bildeten zwei kurz
aufeinanderfolgende Gene-
ralstreiks am 10.2. sowie am
24.2.. Anlass dafür ist das von
der so zialdemokratischen
PASOK R egierung angekün-
digte Spar programm, das
massive Verschlechterungen
für die Masse der Bevölke-
rung bedeut et. Unter ande-
rem sind Lohnkürzungen so-
wie ein Einstellungsstopp im
öffentlichen D ienst, Erhö-
hung v on M assensteuern,
Anhebung des  P ensionsan-
trittsaslters, usw. geplant.

Durch diese M aßnahmen
wird versucht, die Kosten der
internationalen W irtschafts-
krise auf die Lohnabhäng i-
gen, also die über wältigende
Mehrheit d er B evölkerung,
abzuwälzen. Griechenland
besitzt eine starke linke poli-
tische T radition, die immer
wieder in g roßen B ewegun-
gen und Gener alstreiks zum
Ausdruck k ommt. Dadurch
konnten geplante V er-
schlechterungen teilweise
verhindert oder abgemilder t
werden.

Jedoch best eht, wie in so
vielen ander en Länder n
auch, das P roblem, dass die
politische Linke gespalten ist
und d adurch e in g emeinsa-
mer Kampf zur Überwin-
dung d er k apitalistischen
Verhältnisse erschwert wird.
Die Gew erkschaft mag zwar
"radikaler" sein als in ande-
ren Teilen E uropas, die Ge-
werkschaftsführung selbst
aber sieht ihre Aufgabe in der
Aufrechterhaltung des beste-
henden k apitalistischen S y-
stems und br emst daher
letztlich Bew egungen. Die
größte linke Kraft, die Kom-
munistische P artei G rie-
chenlands (KKE), vertritt
kein konsequentes sozialisti-
sches P rogramm, hat mit
dem Stalinism us n icht ge-
brochen und ist nicht bereit,
eine breite einheitliche Front
mit ander en link en K räften
einzugehen.

Xekinima, die Schwesteror-
ganisation der SLP in G rie-
chenland tritt unter anderem
für eine konsequente Demo-
kratisierung d er G ewerk-
schaften ein,beteiligt sich am
Aufbau e ines b reiten B ünd-
nisses aller so zialistischen
Kräfte u nd k ämpft g emein-
sam mit A rbeiterInnen, Er-
werbslosen und Jugend-
lichen gegen alle Verschlech-
terungen ihr es L ebensstan-
dards und für die Überwin-
dung des  K apitalismus in
Griechenland und weltweit.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

„Die Taliban werden sich
wie die Saudis entwickeln“,
meinte 1997 ein führender
US-Diplomat. „Mit Pipeli-
nes, Aramco, keinem Parla-
ment und ganz viel Scha-
ria-Gesetz. Damit können
wir leben.“ Im Mittleren
Osten haben westliche Re-
gierungen, allen voran die
USA, aus Macht- und wirt-
schaftlichen Interessen  re-
aktionäre Regimes zeitweise
massiv gefördert.



von Irene Müller, SLP-Wien

Angriffe auf das Bildungssy-
stem gab es auch vor dem Bo-
logna-Prozess – der EU-V er-
einbarung zur R eform des
Uni-Systems. Aber der „ Bo-
logna-Prozess“ ist mittlerwei-
le zum Synonym für neolibe-
rale Kürzungspolitik und Eli-
tenbildung gew orden. Durch
das dreigliedrige Studiensy-
stem soll eine M asse an effi-
zient und gut ausgebildeten,
aber g leichzeitig b illigen Ar-
beitskräften produziert wer-
den. AbsolventInnen der Ba-
chelorstudien w erden inzw i-
schen am Arbeitsmarkt oft
kaum besser entlohnt als Ma-
turantInnen; letztere finden
dafür über haupt k einen J ob
mehr. Beispielhaft dafür ist
der jüngste Entwurf einer No-
velle zum BeamtInnendienst-
recht, das für Bakk-Abschlüs-
se weiterhin keine Gleichwer-
tigkeit mit Diplomstudienab-
schlüssen ( also d em „Ma-
gister“, den der „Bakk.“ ersetz-
te) vorsieht. „Life long lear-
ning“ sollen die AbsolventIn-
nen v on Bac helorstudien.
Praktisch heißt dass einige
Jahren effizienter Lohnsklave-
rei, dann ( oft e xtrem t eure)
Masterstudiengängen um sich
noch besser für die Interessen
der Wirtschaft z u q ualifizie-
ren. Dass dies neben Erwerbs-
tätigkeit und mög licherweise
Familie nur unter großer An-
strengung mög lich ist, ent-
spricht zwar kapitalistisc hem
Leistungsdenken, nicht je -

doch den Bedürfnissen von
Menschen. Gerade für F rau-
en, denen noc h immer die
Hauptverantwortung für die
Kinderbetreuung zugespr o-
chen w ird, bedeuten solc he
Pläne eine dr astische Ver-
schlechterung. Und die F or-
schung selbst soll künftig ei-
ner k leinen E lite vorbehalten
bleiben, die zum Dokt orrats-
studium zugelassen wird.

Männerdomänen 
und gläserne Decke

Während Frauen formal
sämtliche B ildungsmöglich-
keiten offenstehen, sorgen ge-
schlechtsspezifische Sozialisa-
tion, Diskriminierung am Ar-
beitsmarkt und Männer bün-
de a la CV und rechtsextreme
Burschenschaften in U niver-
sitäten und Wirtschaft dafür,
dass F rauen i hren B ildungs-
vorsprung (die M ehrheit der
UniabsolventInnen sind Frau-
en) nicht in entsprechende
Berufs- und E inkommen-
schancen umsetz en können.
Es g ibt v erschiedenste P ro-
gramme, mittels der er Mäd-
chen und jungen Frauen tech-
nische Ausbildungen und Be-
rufe näher gebr acht w erden
sollen; und for mal g ilt für
Universitäten w ie für U nter-
nehmen ein Diskr iminie-
rungsverbot. Doch ä ndern
diese Dinge nichts an der Tat-
sache, dass Frauen – gerade in
männerdominierten Ber ei-
chen – selbst mit besser er
Qualifikation männlic hen

Kollegen nachgereiht werden.
So beschreibt eine Universi-
tätsassistentin auf der TU
Wien ihre Erfahrung: „Solan-
ge du n ur die nett e Kollegin
bist, ist alles kein Problem,
aber sobald du als F rau über-
geordnete P ositionen an-
strebst, ist es sehr schnell vor-
bei mit der Akzeptanz. Deine
Qualifikationen w erden so-
fort abgewertet und es wird
dir e xtrem ersc hwert, hoch-
qualifizierte Positionen zu er-
reichen“. Hier fehlt es augen-
scheinlich am politisc hen
Willen - und bis jetzt auc h
noch am notw endigen politi-
schen Druck von unten – um
aus der theoretischen Gleich-
berechtigung von Frauen Rea-
lität zu machen.

Demokratisierung der Bildung
heißt Gesamtschule und freier
Hochschulzugang für Alle 

Der al lergrößte Diskr imi-
nierungsfaktor im B ildungs-
bereich ist jedoc h die T ren-
nung in Hauptschule und Hö-
her Bildende Schulen. Dies ist
ein entscheidender Grund da-
für, dass Bildung in Österreich
nach w ie v or Sc hicksalsfrage
ist. Umso n iedriger d er B il-
dungsabschluss der Elt ern,
desto un wahrscheinlicher ist
es, dass ihre Kinder eine Uni-
versität besuc hen. So sind
nicht einmal 8% der Studie-
renden aus A rbeiterInnenfa-
milien. Mädchen sind be-
sonders stark v om B ildungs-
grad der Elt ern abhäng ig:

Töchter, deren E ltern e inen
Pflichtschulabschluss besit-
zen, haben n ur eine 2%ige
Chance auf einen Hochschul-
abschluss. Im Gegensatz dazu
stehen jene mit Akademike-
rInneneltern, deren sta tisti-
sche Chance 63% beträgt. Für
einen tatsächlich freien Hoch-
schulzugang ist daher eine
Gesamtschule aller 10-18jäh-
rigen, mit der Mög lichkeit zu
handwerklichen Ausbildun-
gen b ei g leichzeitiger H och-
schulreife, notwendig.

Geld für Bildung statt 
für Banken und Konzerne

Die SLP war v on Beginn an
Teil der Uniprotestbewegung.
Wir kämpfen für ein politi-
sches S ystem, in d em k ein
Mensch dur ch Z ugangsbe-
schränkungen – ob finanziell
oder dur ch unger echte B il-
dungsvoraussetzungen - am
Studieren gehinder t w ird. Zu
viele Studier ende können in
einer fortschrittlichen Gesell-
schaft n iemals e in P roblem
sein – unt erfinanzierte U nis
und Zugangsbeschränkungen
hingegen schon! Die SLP for-
dert daher 10 Mr d. für den
Bildungs- und So zialbereich
für gute Studienbedingungen
ohne Exist enzschwierigkei-
ten. Bisher hat die U nibewe-
gung viel geleistet, aber unser
Kampf gilt nicht nur dem Bo-
logna-Prozess, daher wird er
auch nac h den P rotesten ge-
gen den Bolog nagipfel am
11./12. März weiter gehen!

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen
 Nein zum Sozialabbau! Statt

Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.

 Mindestlohn 1.200 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.

 Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.

 Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!

 Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen

 Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle

 Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.

 Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.

 Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.

 Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 

 SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.

 Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.

 Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.

 Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.

 Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm w ird nac h Über wei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und A nschrift
nicht vergessen!

Mehr
Programm!

Her mit 
der freien
Bildung!
Mehr als 60 Prozent der Studierenden müssen arbeiten um sich das Lernen leisten zu können

D e m o n s t r a t i o n

Demo 
gegen Bologna-Gipfel

Donnerstag, 11. März
15.00 Uhr

Wien Westbahnhof

Alternativer 
Bildungsgipfel

Die SLP bietet im Rahmen
des Gegengipfels zwei
Workshops an:

1. Wie können soziale Bewe-
gungen ihr Ziel erreichen?

Österreichische und 
internationale Beispiele 
für erfolgreiche Aktionen
und Bewegungen

2. Wie kann Bildung in 
einer klassenlosen 
Gesellschaft aussehen?

Raum und Beginnzeiten der
Workshops sind noch offen!

Sa., 13. März 2010
ab 10.00 Uhr 
Ort noch offen

10.000.000.000
für Bildung & Soziales!




